
ßerhalb der verschärften Haftung nach §§ 818 IV, 819 I BGB
keinerlei Rolle.

Unbilligkeiten im Einzelfall, die eine Korrektur contra le-
gem erforderlich machen, sind nicht ersichtlich, die Dogmatik
des § 816 I 1 BGB dominiert.

D. FAZIT
Das kodifizierte Bereicherungsrecht hat bisher alle Moderni-
sierungen im BGB überlebt; freilich wird es aufgrund wirt-
schaftlicher Gegebenheiten häufig durch richterliche Wertent-
scheidungen und Risikoüberlegungen korrigiert, insbesondere
in 3-Personen-Verhältnissen, die der BGH allzu gerne löst
und auch lösen muss, ohne einen streng schematischen Weg
einzuschlagen.54

Ein solcher Fall liegt beim hier zu lösenden Problem nicht

vor, das Gesetz gibt dem Rechtsanwender ein dogmatisch und
wirtschaftlich tragfähiges Modell an die Hand, dem es zu
folgen gilt. Die Entreicherung des Kommissionärs als zentra-
les Rechtsproblem ist letztlich von der Solvenz des Kommit-
tenten abhängig, sie ist aber infolge der Schuldnerstellung
allein des Kommissionärs ein eigener Einwand des mittelbaren
Stellvertreters. Ausweislich der klaren Subsumtion ist allein
der Kommissionär Verfügender im bereicherungsrechtlichen
Sinne. Den ehemaligen Eigentümer trifft kein wirtschaftlich
unbilliger Nachteil durch die Einbeziehung des Kommitten-
tenvermögens, ein Korrekturbedarf an den Tatbestandsmerk-
malen des § 816 I 1 BGB ist nicht erforderlich, eine andere
Lösung widerspräche dem geltenden Recht.

54 Aus der neueren Rechtsprechung BGHZ 184, 190; grundlegend BGHZ 105, 365.
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Vorbemerkung: Die folgende Zivilrechtsklausur richtet sich an fortgeschrittene Studierende, die sich auf
das Examen vorbereiten, und behandelt den komplexen Fragenkreis der „verbundenen Verträge“ im
Rahmen des Verbraucherdarlehensrechts (siehe zu diesem Problemfeld insgesamt Grunewald JuS 2010,
93 ff.). Im Kern geht es um das Problem des Widerrufsdurchgriffs gemäß § 358 II BGB. Abweichend vom
klassischen Durchgriffsfall steht in der hier vorgestellten Sachverhaltskonstellation nicht die typische
Verbindung eines auf Warenlieferung gerichteten Verbrauchervertrags mit einem Verbraucherdarlehens-
vertrag i.S.v. § 491 BGB in Rede, sondern es liegen mit dem außerhalb der Betrachtung befindlichen
Werkvertrag (zur Wohnungsmodernisierung) und dem streitgegenständlichen Restschuldversicherungs-
vertrag zwei zu finanzierende Verträge vor. Die bisher stark umstrittene Frage, ob ein Darlehensvertrag
und ein gleichzeitig abgeschlossener Restschuldversicherungsvertrag als „verbundene Verträge“ i.S.v.
§ 358 III BGB bewertet werden können, hat der BGH nun positiv entschieden. Der Klausursachverhalt ist
dieser BGH-Entscheidung vom 15.12.2009 (NJW 2010, 531) nachempfunden. Die Lösung basiert auf der
seit dem 11.06.2010 geltenden Gesetzesfassung. Obgleich der Sachverhalt im Hinblick auf die Rechts-
folgen eines Widerrufs Berührung mit den versicherungsrechtlichen Vorschriften der §§ 8 und 9 VVG (in
der BGH-Entscheidung waren noch die Vorgängervorschriften der §§ 8, 48 c VVG a.F. anwendbar) hat,
werden vertiefte Kenntnisse im Versicherungsvertragsrecht freilich nicht vorausgesetzt.

& SACHVERHALT
Zur Finanzierung von Modernisierungsmaßnahmen in ihrer Privatwohnung vereinbaren die
Eheleute E mit der (die E eingehend in dieser Finanzierungsfrage beratenden) Bank B am
14.07.2010 einen Darlehensvertrag über 50.000 €, der als Ratenkredit eine Laufzeit von 80 Mo-
naten zu einem effektiven Jahreszins von 14,9% vorsieht. Gleichzeitig schließen sie – zur
Absicherung des Kredits – einen Restschuldversicherungsvertrag bei der als „Partner der B“
bezeichneten Versicherungsgesellschaft V ab, zu dessen Finanzierung die benötigte Darlehens-
summe von 42.000 € erklärtermaßen (und bei wechselseitiger Bezugnahme beider drucktech-
nisch ähnlich gestalteter Verträge) um den selbständig neben dem Nettokredit ausgewiesenen
Versicherungsbeitrag in Höhe von 8.000 € erhöht worden war. Im Vertrag über die Restschuld-
versicherung, die den Todesfall, Arbeitsunfähigkeit und Arbeitslosigkeit des Darlehensnehmers
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abdecken soll, findet sich der Hinweis, dass dieser Vertrag nur in Verbindung mit dem gleich-
zeitig bei der B aufgenommenen Kredit gelte. Die Versicherungsprämie in Höhe von 8.000 €
wurde von B unmittelbar an V gezahlt. Nachdem die Eheleute E mit ihren Tilgungs- wie
Zinsraten in Zahlungsrückstand geraten waren, kündigt B am 07.12.2010 schriftlich den Darle-
hensvertrag. Mit Schreiben vom 13.04.2011 widerrufen die E ihre auf den Abschluss des
Darlehensvertrags gerichteten Willenserklärungen. Sie sind der Auffassung, der Darlehensver-
trag und der Restschuldversicherungsvertrag gehörten sachlich zusammen, sodass damit auch
der (ihrer Meinung nach ohnehin vom Darlehensvertrag abhängige) Restschuldversicherungs-
vertrag entfalle. Die ihnen erteilte und ansonsten ordnungsgemäße Widerrufsbelehrung habe
hierauf (was den Tatsachen entspricht) nicht hingewiesen. Die E sind allenfalls bereit, die
Darlehenssumme in Höhe von 42.000 € zurückzuzahlen, nicht aber die ohnehin nicht mehr
benötigten 8.000 € für die Versicherungsprämie. Schon gar nicht wollen die E der B die
ausstehenden Darlehenszinsen zahlen; sie fordern vielmehr die bereits gezahlten Zinsen zurück.
Von dieser Argumentation ungerührt beruft sich B auf ihre Kündigung und nimmt die Eheleute
auf Rückzahlung des Darlehens zuzüglich der vereinbarten Zinsen in Anspruch.

Kann B tatsächlich von E Darlehensrückzahlung nebst Zinsen verlangen, wenn davon aus-
zugehen ist,
1. dass die Belehrung im Restschuldversicherungsvertrag in versicherungsrechtlicher Hinsicht
(insbesondere unter Beachtung der Vorgaben aus § 9 S. 1 VVG) ordnungsgemäß erfolgte und
2. dass mit Zugang des Widerrufs ein Rückkaufswert der Versicherung von 7.100 € anzusetzen
ist?

Auszug aus dem VVG in der seit dem 11.06.2010 geltenden Fassung:

§ 8 Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers
(1) Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen widerru-
fen. Der Widerruf ist in Textform gegenüber dem Versicherer zu erklären und muss keine
Begründung enthalten; zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung.
(2) Die Widerrufsfrist beginnt zu dem Zeitpunkt, zu dem folgende Unterlagen dem Ver-
sicherungsnehmer in Textform zugegangen sind:
1. der Versicherungsschein und die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen
Versicherungsbedingungen sowie die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 und
2. eine deutlich gestaltete Belehrung über das Widerrufsrecht und über die Rechtsfolgen des
Widerrufs, die dem Versicherungsnehmer seine Rechte entsprechend den Erfordernissen des
eingesetzten Kommunikationsmittels deutlich macht und die den Namen und die ladungs-
fähige Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf zu erklären ist, sowie einen Hinweis
auf den Fristbeginn und auf die Regelungen des Absatzes 1 Satz 2 enthält.
Der Nachweis über den Zugang der Unterlagen nach Satz 1 obliegt dem Versicherer.
(3) Das Widerrufsrecht besteht nicht
1. bei Versicherungsverträgen mit einer Laufzeit von weniger als einem Monat,
2. bei Versicherungsverträgen über vorläufige Deckung, es sei denn, es handelt sich um einen
Fernabsatzvertrag im Sinn des § 312 b Abs. 1 und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs,
3. bei Versicherungsverträgen bei Pensionskassen, die auf arbeitsvertraglichen Regelungen
beruhen, es sei denn, es handelt sich um einen Fernabsatzvertrag im Sinn des § 312 b Abs. 1
und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs,
4. bei Versicherungsverträgen über ein Großrisiko im Sinn des § 210 Absatz 2.
Das Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf ausdrücklichen Wunsch
des Versicherungsnehmers vollständig erfüllt ist, bevor der Versicherungsnehmer sein Wider-
rufsrecht ausgeübt hat.
(4) Im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt die Widerrufsfrist abweichend von Absatz 2
Satz 1 nicht vor Erfüllung auch der in § 312 e Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
geregelten Pflichten.
(5) Die nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 zu erteilende Belehrung genügt den dort genannten
Anforderungen, wenn das Muster der Anlage zu diesem Gesetz in Textform verwendet wird.
Der Versicherer darf unter Beachtung von Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 in Format und Schriftgröße
von dem Muster abweichen und Zusätze wie die Firma oder ein Kennzeichen des Versicherers
anbringen.

§ 9 Rechtsfolgen des Widerrufs
Übt der Versicherungsnehmer das Widerrufsrecht nach § 8 Abs. 1 aus, hat der Versicherer nur
den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien zu erstatten, wenn
der Versicherungsnehmer in der Belehrung nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 auf sein Widerrufs-
recht, die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen worden ist
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und zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt; die
Erstattungspflicht ist unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs zu erfüllen.
Ist der in Satz 1 genannte Hinweis unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich die für das erste
Jahr des Versicherungsschutzes gezahlten Prämien zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der
Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat.

& LÖSUNG

A. ANSPRUCH B GEGEN E AUF RÜCKZAHLUNG DES DARLEHENS IN HÖHE VON
50.000 € NEBST ZINSEN GEMÄß § 488 I 2 BGB

B könnte einen Anspruch gegen die Eheleute E auf (vorzeitige) Rückzahlung des Darlehens
nebst Zinsen gemäß § 488 I 2 BGB haben.

I. Wirksamer Darlehensvertrag
Voraussetzung für einen Rückzahlungsanspruch nach § 488 I 2 BGB ist zunächst, dass
zwischen den Parteien überhaupt ein wirksamer Darlehensvertrag geschlossen worden ist, aus
dem die Eheleute gemeinsam (als Gesamtschuldner i.S.v. § 421 BGB) verpflichtet sind.

1. Abschluss eines wirksamen Verbraucherdarlehensvertrags gemäß § 491 BGB
In Betracht kommt der Abschluss eines Verbraucherdarlehensvertrags i.S.v. § 491 BGB. Dazu
müsste es sich bei der Vereinbarung vom 14.07.2010 nach § 491 I BGB um einen entgeltlichen
Darlehensvertrag i.S.v. § 488 I BGB handeln, an dem ein Verbraucher als Darlehensnehmer
und ein Unternehmer als Darlehensgeber beteiligt sind.

a) Verbraucher- und Unternehmereigenschaft gemäß §§ 13 und 14 BGB
Nach § 13 BGB sind Verbraucher alle natürlichen Personen, die ein Rechtsgeschäft zu einem
Zweck abschließen, der weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tätig-
keit zuzurechnen ist. Die Verbrauchereigenschaft ist von einem objektiven Standpunkt aus zu
bestimmen, wobei entscheidend ist, dass der betreffende Vertragspartner als Verbraucher
auftritt (Medicus/Lorenz Schuldrecht I, Allgemeiner Teil, 18. Aufl. 2008, Rn. 583). Die Ehe-
leute E nehmen das Darlehen zum Zwecke der Finanzierung von Modernisierungsmaßnahmen
ihrer Privatwohnung auf. Sie handeln hier zu privaten Zwecken, was sich auch nach objektiver
Betrachtung aus ihrem Auftreten gegenüber der darlehensgebenden und die E in der kon-
kreten Finanzierungsfrage eingehend beratenden Bank B ableiten lässt. Die Eheleute E sind
daher gemäß § 13 BGB als Verbraucher zu qualifizieren.

Die Bank B müsste demgegenüber als Unternehmerin i.S.v. § 14 BGB gehandelt haben.
Unternehmer ist danach jede natürliche oder juristische Person, die das fragliche Rechts-
geschäft zu gewerblichen Zwecken abschließt oder mit dem Geschäftsabschluss eine selb-
ständige berufliche Tätigkeit ausübt. Dies ist bei der Bank B unproblematisch der Fall. Sie ist
damit als Unternehmerin i.S.v. § 14 BGB anzusehen und vergibt – was für die Anwendung
von §§ 491, 495 BGB im Grunde nicht erforderlich ist (BGHZ 129, 126) – das Darlehen im
Rahmen ihrer unternehmerischen Tätigkeit.

b) Entgeltlicher Darlehensvertrag
Es müsste weiterhin ein entgeltlicher Darlehensvertrag geschlossen worden sein. Gemäß § 488
I BGB verpflichtet sich bei einem Darlehensvertrag der Darlehensgeber, dem Darlehensneh-
mer einen Geldbetrag in einer bestimmten vereinbarten Höhe zur Verfügung zu stellen,
während sich der Darlehensnehmer beim entgeltlichen Darlehensvertrag dazu verpflichtet, im
Gegenzug den vereinbarten Zins zu zahlen und das Darlehen bei Fälligkeit zurückzuzahlen. E
und B haben mit der Vereinbarung eines effektiven Jahreszinses von 14,9% für das von B an E
gewährte Darlehen in Höhe von 50.000 € mit einer Laufzeit von 80 Monaten am 14.07.2010
einen entgeltlichen Darlehensvertrag geschlossen.

2. Ausschluss nach § 491 II und III BGB?
Ein Verbraucherdarlehensvertrag würde allerdings ausscheiden, wenn ein Ausschlusstat-
bestand nach § 491 II und III BGB vorliegt. Derartige Ausschlussgründe sind vorliegend nicht
ersichtlich. Insbesondere ist die Bagatellgrenze des § 491 II Nr. 1 BGB bei einem Darlehens-
betrag von insgesamt 50.000 € bei Weitem überschritten.

3. Schriftform nach § 492 BGB
Schließlich müsste die Schriftform gemäß § 492 BGB eingehalten worden sein. Dies ist laut
Sachverhalt der Fall. Dass der Vertrag auch den nach § 492 II BGB i.V.m. Art. 247 EGBGB
vorgeschriebenen Vertragsinhalt hat, kann mangels gegenteiliger Hinweise im Sachverhalt
unterstellt werden.

Vertragsabschluss

Definition Verbraucherdarle-
hensvertrag

Verbraucher i.S.v. § 13 BGB

Unternehmer i.S.v. § 14 BGB

Entgeltlichkeit

Kein Ausschluss gem. § 491 II
u. III BGB

Einhaltung der Schriftform
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